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Beschlussempfehlung
des Vermittlungsausschusses

zu dem Gesetz zur optionalen Trägerschaft von Kommunen nach dem
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (Kommunales Optionsgesetz)
– Drucksachen 15/2816, 15/2997, 15/3161 –

Berichterstatter im Bundestag: Abgeordneter Ludwig Stiegler
Berichterstatter im Bundesrat: Ministerpräsident Roland Koch

Der Bundestag wolle beschließen:
Das vom Deutschen Bundestag in seiner 105. Sitzung am 29. April 2004 be-
schlossene Gesetz zur optionalen Trägerschaft von Kommunen nach dem
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (Kommunales Optionsgesetz) wird nach Maß-
gabe der in der Anlage zusammengefassten Beschlüsse geändert.
Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Vermittlungsaus-
schuss beschlossen, dass im Deutschen Bundestag über die Änderungen ge-
meinsam abzustimmen ist.

Berlin, den 30. Juni 2004

Der Vermittlungsausschuss

Dr. Henning Scherf
Vorsitzender

Ludwig Stiegler
Berichterstatter

Roland Koch
Berichterstatter
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1. Zur Inhaltsübersicht
In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu Artikel 9 wie
folgt gefasst:
„Artikel 9 (weggefallen)“.

2. Zu Artikel 1 (Änderung des Zweiten Buches Sozial-
gesetzbuch)

Artikel 1 wird wie folgt geändert:
a) Nummer 1 wird wie folgt geändert:

aa) Buchstabe a wird wie folgt gefasst:
‚a) Die Angabe zu § 6a wird wie folgt gefasst:

„§ 6a Experimentierklausel“.‘
bb) Buchstabe b wird wie folgt gefasst:

‚b) Nach der Angabe zu § 6a werden folgende
Angaben eingefügt:
„§ 6b Rechtsstellung der zugelassenen

kommunalen Träger
„§ 6c Wirkungsforschung zur

Experimentierklausel“.‘
cc) Folgende Buchstaben h und i werden angefügt:

‚h) Nach der Angabe zu § 65 werden folgende
Angaben angefügt:
„§ 65a Übergang zu den Leistungen zur

Sicherung des Lebensunterhalts
„§ 65b Übergang zu den Leistungen zur Ein-

gliederung in Arbeit
„§ 65c Übergang bei verminderter Leis-

tungsfähigkeit
„§ 65d Übermittlung von Daten
„§ 65e Fortwirken von Vereinbarungen und

Verwaltungsakten; Forderungsüber-
gang“.

i) Nach der Angabe zu § 66 wird folgende An-
gabe angefügt:
„Anlage (zu § 46 Abs. 9)

Überprüfungs- und Anpassungskriterien“.‘
b) Nummer 4 wird wie folgt gefasst:

‚4. § 6 wird wie folgt geändert:
a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 und wie

folgt geändert:
In Satz 1 wird Nummer 2 wie folgt gefasst:
„2. die kreisfreien Städte und Kreise für die

Leistungen nach § 16 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1
bis 4, § 22 und § 23 Abs. 3, soweit durch
Landesrecht nicht andere Träger bestimmt
sind (kommunale Träger).“

b) Folgende Absätze 2 und 3 werden angefügt:
„(2) Die Länder können bestimmen, dass und

inwieweit die Kreise ihnen zugehörige Ge-
meinden oder Gemeindeverbände zur Durch-
führung der in Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 genannten
Aufgaben nach diesem Gesetz heranziehen und
ihnen dabei Weisungen erteilen können; in die-
sen Fällen erlassen die Kreise den Wider-
spruchsbescheid nach dem Sozialgerichtsge-
setz. § 44b Abs. 3 Satz 3 bleibt unberührt. Die
Sätze 1 und 2 gelten auch in den Fällen des § 6a.

(3) Die Länder Berlin, Bremen und Hamburg
werden ermächtigt, die Vorschriften dieses Ge-
setzes über die Zuständigkeit von Behörden für
die Grundsicherung für Arbeitsuchende dem
besonderen Verwaltungsaufbau ihrer Länder
anzupassen.“‘

c) Nummer 5 wird wie folgt gefasst:
‚5. § 6a wird wie folgt gefasst:

„§ 6a
Experimentierklausel

(1) Zur Weiterentwicklung der Grund-
sicherung für Arbeitsuchende sollen an
Stelle der Agenturen für Arbeit als Träger
der Leistung nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 im
Wege der Erprobung kommunale Träger im
Sinne des § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 zugelassen
werden können. Die Erprobung ist insbe-
sondere auf alternative Modelle der Einglie-
derung von Arbeitsuchenden im Wettbe-
werb zu den Eingliederungsmaßnahmen der
Agenturen für Arbeit ausgerichtet.

(2) Auf Antrag werden kommunale Trä-
ger vom Bundesministerium für Wirtschaft
und Arbeit als Träger im Sinne des § 6
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 durch Rechtsverordnung
ohne Zustimmung des Bundesrates zugelas-
sen, wenn sie sich zur Schaffung einer be-
sonderen Einrichtung nach Absatz 6 und zur
Mitwirkung an der Wirkungsforschung
nach § 6c verpflichtet haben (zugelassene
kommunale Träger). Für die Antragsbe-
rechtigung gilt § 6 Abs. 3 entsprechend.

(3) Die Zahl der zugelassenen kommu-
nalen Träger beträgt höchstens 69. Zur
Bestimmung der zuzulassenden kommuna-
len Träger werden zunächst bis zum Errei-
chen von Länderkontingenten, die sich aus
der Stimmenverteilung im Bundesrat (Ar-
tikel 51 des Grundgesetzes) ergeben, die
von den Ländern nach Absatz 4 benannten
kommunalen Träger berücksichtigt. Nicht

Anlage
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ausgeschöpfte Länderkontingente werden
verteilt, indem die Länder nach ihrer Ein-
wohnerzahl nach den Erhebungen des Sta-
tistischen Bundesamtes zum 31. Dezember
2002 in eine Reihenfolge gebracht wer-
den. Entsprechend dieser Länderreihen-
folge wird bei der Zulassung von kommu-
nalen Trägern jeweils der in der Nennung
des Landes nach Absatz 4 am höchsten
gereihte kommunale Träger berücksichtigt,
der bis dahin noch nicht für die Zulas-
sung vorgesehen war.

(4) Der Antrag des kommunalen Trägers
ist an die Zustimmung der zuständigen
obersten Landesbehörde gebunden. Stellen
in einem Land mehr kommunale Träger
einen Antrag auf Zulassung als Träger im
Sinne des § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, als
nach Absatz 3 zugelassen werden können,
schlägt die oberste Landesbehörde dem
Bundesministerium für Wirtschaft und Ar-
beit vor, in welcher Reihenfolge die antrag-
stellenden kommunalen Träger zugelassen
werden sollen.

(5) Der Antrag kann bis zum 15. Septem-
ber 2004 mit Wirkung ab dem 1. Januar
2005 gestellt werden. Die Zulassung wird
für einen Zeitraum von sechs Jahren erteilt.
Die zugelassenen kommunalen Träger neh-
men die Trägerschaft für diesen Zeitraum
wahr.

(6) Zur Wahrnehmung der Aufgaben an
Stelle der Bundesagentur errichten die zu-
gelassenen kommunalen Träger besondere
Einrichtungen für die Erfüllung der Aufga-
ben nach diesem Buch.

(7) Das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Arbeit kann mit Zustimmung der
obersten Landesbehörde durch Rechtsver-
ordnung ohne Zustimmung des Bundesrates
die Zulassung widerrufen. Auf Antrag des
zugelassenen kommunalen Trägers, der der
Zustimmung der obersten Landesbehörde
bedarf, widerruft das Bundesministerium
für Wirtschaft und Arbeit die Zulassung
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung
des Bundesrates. In den Fällen des Satzes 2
endet die Trägerschaft, wenn eine Arbeits-
gemeinschaft mit der Agentur für Arbeit ge-
bildet worden ist, im Übrigen ein Jahr nach
der Antragstellung.“‘

d) Nummer 6 wird wie folgt gefasst:

‚6. Nach § 6a werden folgende §§ 6b bis 6c
eingefügt:

„§ 6b
Rechtsstellung der zugelassenen

kommunalen Träger

(1) Die zugelassenen kommunalen Trä-
ger sind an Stelle der Bundesagentur im

Rahmen ihrer örtlichen Zuständigkeit Trä-
ger der Aufgaben nach § 6 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 mit Ausnahme der sich aus den
§§ 44b, 50, 51a, 51b, 52, 53, 54, 55, 65a,
65b, 65d und 65e Abs. 2 ergebenden Aufga-
ben. Sie haben insoweit die Rechte und
Pflichten der Agentur für Arbeit.

(2) Der Bund trägt die Aufwendungen der
Grundsicherung für Arbeitsuchende ein-
schließlich der Verwaltungskosten mit Aus-
nahme der Aufwendungen für Aufgaben
nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2. Die Mittel
nach § 46 Abs. 1 Satz 4 werden nach den
Maßstäben zugewiesen, die für Agenturen
für Arbeit bei der Ausführung von Aufga-
ben gemäß § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 gelten.
§ 46 Abs. 5 bis 9 bleibt unberührt.

(3) Der Bundesrechnungshof ist berech-
tigt, die Leistungsgewährung zu prüfen.

§ 6c
Wirkungsforschung zur
Experimentierklausel

Das Bundesministerium für Wirtschaft
und Arbeit untersucht die Wahrnehmung
der Aufgaben durch die zugelassenen
kommunalen Träger im Vergleich zur
Aufgabenwahrnehmung durch die Agen-
turen für Arbeit und berichtet den gesetz-
gebenden Körperschaften des Bundes bis
zum 31. Dezember 2008 über die Erfahrun-
gen mit den Regelungen nach den §§ 6a
bis 6c. Die Länder sind bei der Entwicklung
der Untersuchungsansätze und der Auswer-
tung der Untersuchung zu beteiligen.“‘

e) In Nummer 9a wird dem § 16 Abs. 1 folgender
Satz angefügt:
„Den zugelassenen kommunalen Trägern ob-
liegt auch die Arbeitsvermittlung für Bezieher
von Leistungen nach diesem Buch.“

f) Nummer 11 wird wie folgt gefasst:
‚11. § 18 wird wie folgt geändert:

a) Nach Absatz 1 wird folgender Ab-
satz 1a eingefügt:

„(1a) Absatz 1 gilt für die kommuna-
len Träger und die zugelassenen kom-
munalen Träger entsprechend.“

b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz an-
gefügt:
„Satz 1 gilt nicht für die zugelassenen
kommunalen Träger.“‘

g) In Nummer 19 wird Buchstabe d aufgehoben.
h) Nummer 21 wird wie folgt gefasst:

‚21. § 44b wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „im
Bezirk jeder Agentur für Arbeit
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eine Arbeitsgemeinschaft“ durch
die Wörter „durch privatrechtliche
oder öffentlich-rechtliche Verträge
Arbeitsgemeinschaften“ ersetzt.

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz
eingefügt:
„Befinden sich im Bereich eines
kommunalen Trägers mehrere
Agenturen für Arbeit, ist eine
Agentur als federführend zu be-
nennen.“

b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz an-
gefügt:
„Die Aufsicht über die Arbeitsgemein-
schaft führt die zuständige oberste
Landesbehörde im Benehmen mit dem
Bundesministerium für Wirtschaft und
Arbeit.“

c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
„(4) Die Agentur für Arbeit und der

kommunale Träger teilen sich alle Tat-
sachen mit, von denen sie Kenntnis
erhalten und die für die Leistungen des
jeweils anderen Trägers erheblich sein
können.“

d) Absatz 5 wird aufgehoben.‘
i) Nummer 22 wird wie folgt geändert:

aa) In Buchstabe a § 46 Abs. 1 Satz 3 werden
die Wörter „von kommunalen Stellen
nach § 6b oder“ gestrichen.

bb) In Buchstabe b wird § 46 Abs. 2 Satz 1
wie folgt gefasst:
„Der Bund kann festlegen, nach welchen
Maßstäben die Mittel nach Absatz 1
Satz 4 auf die Agenturen für Arbeit zu
verteilen sind.“

cc) Folgender Buchstabe d wird angefügt:
‚d) Folgende Absätze 5 bis 10 werden an-

gefügt:
„(5) Der Bund beteiligt sich zweck-

gebunden an den Leistungen für Unter-
kunft und Heizung nach § 22 Abs. 1,
um sicherzustellen, dass die Kom-
munen durch das Vierte Gesetz für
moderne Dienstleistungen am Arbeits-
markt unter Berücksichtigung der sich
aus ihm ergebenden Einsparungen der
Länder um jährlich 2,5 Milliarden Euro
entlastet werden.

(6) Der Bund trägt im Jahre 2005
29,1 vom Hundert der in Absatz 5 ge-
nannten Leistungen. Dieser Anteil wird
zum 1. März 2005 und zum 1. Oktober
2005 überprüft. Ergibt die Überprü-
fung, dass die Entlastung der Kommu-
nen den Betrag von 2,5 Milliarden Euro
jährlich übersteigt oder unterschreitet,

ist der Anteil des Bundes rückwirkend
zum 1. Januar 2005 entsprechend an-
zupassen, allerdings nicht mehr als auf
eine Stelle hinter dem Komma genau.
Mit der Überprüfung zum 1. Oktober
2005 wird darüber hinaus der Anteil
des Bundes für das Jahr 2006 festge-
legt.

(7) Die Überprüfung für die Jahre
2006 und 2007 ist jeweils zum 1. Okto-
ber vorzunehmen. Ergibt sie, dass die
Entlastung der Kommunen den Betrag
von 2,5 Milliarden Euro jährlich über-
steigt oder unterschreitet, ist der Anteil
des Bundes rückwirkend zum 1. Januar
des jeweiligen Jahres entsprechend an-
zupassen, allerdings nicht mehr als auf
eine Stelle hinter dem Komma genau.
Mit der Überprüfung zum 1. Oktober
2006 wird darüber hinaus der Anteil
des Bundes für das Jahr 2007 und mit
der Überprüfung zum 1. Oktober 2007
der Anteil des Bundes ab dem Jahre
2008 festgelegt.

(8) Weitere Überprüfungen und An-
passungen sind zum 1. Oktober 2009
und danach alle zwei Jahre vorzuneh-
men.

(9) Für die Überprüfungen und An-
passungen des in Absatz 5 genannten
Anteils des Bundes nach den Absät-
zen 6 bis 8 sind die in der Anlage ge-
nannten Kriterien maßgebend.

(10) Der Anteil des Bundes an den in
Absatz 5 genannten Leistungen wird
den Ländern erstattet. Der Abruf der
Erstattungen ist zur Monatsmitte und
zum Monatsende zulässig. Wenn die
Überprüfung des in Absatz 5 genannten
Anteils des Bundes nach den Absät-
zen 6 bis 8 ergibt, dass dieser zu erhö-
hen ist, werden bis zur gesetzlichen
Festsetzung eines erhöhten Anteils des
Bundes auf Antrag eines Landes mo-
natlich im Voraus Abschläge auf den
bis dahin geltenden Anteil des Bundes
gezahlt. Die Abschläge können bis zu
einem Monat vorgezogen werden.“‘

j) Nach Nummer 22 wird folgende Nummer 22a
eingefügt:

‚22a. Dem § 47 Abs. 1 wird folgender Satz an-
gefügt:

„Die Aufsicht über die zugelassenen
kommunalen Träger obliegt den zustän-
digen Landesbehörden.“‘

k) Die bisherige Nummer 22a wird Nummer 22b.

l) In Nummer 23 wird Buchstabe b wie folgt ge-
fasst:
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‚b) In Absatz 1 werden die Wörter „Die Bun-
desagentur darf“ durch die Wörter „Die
Bundesagentur, die kommunalen Träger
und die zugelassenen kommunalen Träger
dürfen sich gegenseitig oder“ ersetzt.‘

m) In Nummer 25 § 51a Satz 1 werden nach dem
Wort „Bundesagentur“ die Wörter „oder im
Auftrag der Bundesagentur von den zugelasse-
nen kommunalen Trägern“ eingefügt.

n) In Nummer 25a wird § 51b wie folgt geändert:
aa) In Absatz 1 Satz 2 werden nach den Wör-

tern „kommunalen Träger“ die Wörter
„und die zugelassenen kommunalen Trä-
ger“ eingefügt.

bb) In Absatz 2 Nr. 2 werden nach dem Wort
„Leistungsempfänger“ die Wörter „(ein-
schließlich der Leistungen nach § 16
Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 bis 4)“ eingefügt.

cc) In Absatz 3 werden nach den Wörtern
„Art und Sitz“ die Wörter „der zuständi-
gen Agentur für Arbeit, des zuständigen
zugelassenen kommunalen Trägers oder“
eingefügt.

dd) Absatz 5 wird wie folgt geändert:
aaa) In Satz 1 werden die Wörter „durch

Durchführungsanweisung“ durch
die Wörter „im Benehmen mit den
kommunalen Spitzenverbänden auf
Bundesebene“ ersetzt.

bbb) In Satz 2 werden die Wörter „durch
Durchführungsanweisung“ gestri-
chen.

o) In Nummer 28 Buchstabe b § 53 Abs. 1 Satz 1
wird das Wort „zuständigen“ durch die Wörter
„kommunalen Trägern und den zugelassenen“
ersetzt.

p) Nummer 29 wird wie folgt gefasst:
‚29. § 65 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:
„§ 65

Allgemeine Übergangsvorschriften“
b) In Absatz 1 wird nach Satz 1 folgender

Satz eingefügt:
„Sie können die Angaben nach Satz 1
bereits ab 1. August 2004 erheben.“‘

q) Folgende Nummern 30 und 31 werden ange-
fügt:
‚30. Nach § 65 werden folgende §§ 65a bis 65e

eingefügt:
„§ 65a

Übergang zu den Leistungen
zur Sicherung des Lebensunterhalts

(1) Sofern eine Arbeitsgemeinschaft der
für den erwerbsfähigen Hilfebedürftigen
zuständigen Agentur für Arbeit und des

kommunalen Trägers nicht errichtet ist
oder der kommunale Träger die Wahrneh-
mung seiner Aufgaben nicht auf die Ar-
beitsgemeinschaft übertragen hat, werden
vor dem 1. Januar 2005 gestellte Anträge
auf Leistungen zur Sicherung des Lebens-
unterhalts für erwerbsfähige Hilfebedürf-
tige und die mit ihnen in einer Bedarfsge-
meinschaft lebenden Personen erstmals
bewilligt

1. durch den zuständigen kommunalen
Träger für Personen, die in der Zeit
vom 1. Oktober bis 31. Dezember
2004 für mindestens einen Tag Hilfe
zum Lebensunterhalt nach dem Bun-
dessozialhilfegesetz bezogen haben,

2. in den übrigen Fällen durch die zustän-
dige Agentur für Arbeit.

Die Bewilligung erfolgt auch für den an-
deren Leistungsträger, wenn dieser zuge-
stimmt hat. Der Leistungsträger, der den
ersten Bescheid erteilt hat, übermittelt
dem zuständigen Leistungsträger unver-
züglich eine Ausfertigung des Leistungs-
bescheides und die vollständigen Antrags-
unterlagen; er zahlt die Leistung für den
zuständigen Leistungsträger aus und rech-
net in einem vereinfachten Verfahren ab.
Das Verfahren der Zustimmung kann zwi-
schen beiden Leistungsträgern vereinbart
werden; kommt eine Vereinbarung nicht
zu Stande, gilt die Zustimmung des ande-
ren Leistungsträgers als erteilt, wenn er
nicht innerhalb von zwei Wochen nach
Zugang der Unterrichtung über den beab-
sichtigten ersten Bescheid die Versagung
der Zustimmung mitteilt. Versagt der zu-
ständige Leistungsträger die Zustimmung,
erfolgt die Bewilligung der Anträge auf
Leistungen zur Sicherung des Lebensun-
terhalts und die Auszahlung der Leistung
durch den zuständigen Leistungsträger.

(2) Der erste Bewilligungsbescheid von
Leistungen zur Sicherung des Lebens-
unterhalts soll dem Empfänger bis zum
10. Dezember 2004 zugehen; die erste Be-
willigung soll unter Berücksichtigung der
Umstände des Einzelfalles für drei bis
neun Monate erfolgen.

§ 65b
Übergang zu den Leistungen
zur Eingliederung in Arbeit

(1) Sofern eine Arbeitsgemeinschaft der
für den erwerbsfähigen Hilfebedürftigen
zuständigen Agentur für Arbeit und des
kommunalen Trägers nicht errichtet ist
oder der kommunale Träger die Wahr-
nehmung seiner Aufgaben nicht auf die
Arbeitsgemeinschaft übertragen hat, kön-
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nen Träger der Sozialhilfe, die nach dem
31. Juli 2004
1. einem erwerbsfähigen Hilfebedürfti-

gen Leistungen zur Eingliederung in
Arbeit nach dem Bundessozialhilfege-
setz erbringen oder

2. mit Dritten die Erbringung von Leis-
tungen der Hilfe zur Arbeit vereinba-
ren,

die zuständige Agentur für Arbeit oder
den zugelassenen kommunalen Träger mit
deren oder dessen Zustimmung ver-
pflichten, diese Maßnahme bis längstens
31. Dezember 2005 als Leistung zur Ein-
gliederung in Arbeit fortzuführen; § 134
des Zwölften Buches bleibt unberührt.
Einzelheiten des Zustimmungsverfahrens
können zwischen den Leistungsträgern
vereinbart werden; kommt eine Vereinba-
rung nicht zu Stande, gilt die Zustimmung
als erteilt, wenn die Agentur für Arbeit
oder der zugelassene kommunale Träger
nicht innerhalb von zwei Wochen nach
Zugang der Unterrichtung die Versagung
der Zustimmung mitteilt. Der Träger der
Sozialhilfe übermittelt der Agentur für
Arbeit oder dem zugelassenen kommuna-
len Träger eine Ausfertigung des Beschei-
des.

(2) Die Agenturen für Arbeit dürfen
Aufträge des zugelassenen kommunalen
Trägers, in der Zeit bis zum 30. Juni 2005
ihm obliegende Aufgaben der Eingliede-
rung in Arbeit für Einzelfälle oder für
gleichartige Fälle wahrzunehmen, nur aus
wichtigem Grund ablehnen.

§ 65c
Übergang bei verminderter

Leistungsfähigkeit
In Fällen, in denen am 31. Dezember

2004
1. Arbeitslosenhilfe auf Grund von § 198

Satz 2 Nr. 3 in Verbindung mit § 125
des Dritten Buches erbracht wurde
oder

2. über den Antrag auf Rente wegen
Erwerbsminderung eines Empfängers
von Hilfe zum Lebensunterhalt nach
dem Bundessozialhilfegesetz, der das
15. Lebensjahr vollendet und das
65. Lebensjahr noch nicht vollendet
hat, noch nicht entschieden ist,

gilt die Einigungsstelle nach § 44a Satz 2,
§ 45 am 1. Januar 2005 als angerufen.

§ 65d
Übermittlung von Daten

(1) Der Träger der Sozialhilfe und die
Agentur für Arbeit machen dem zuständi-

gen Leistungsträger auf Verlangen die bei
ihnen vorhandenen Unterlagen über die
Gewährung von Leistungen für Personen,
die Leistungen der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende beantragt haben oder bezie-
hen, zugänglich, soweit deren Kenntnis im
Einzelfall für die Erfüllung der Aufgaben
nach diesem Buch erforderlich ist.

(2) Die Bundesagentur erstattet den Trä-
gern der Sozialhilfe die Sachkosten, die ih-
nen durch das Zugänglichmachen von Un-
terlagen entstehen; eine Pauschalierung ist
zulässig.

§ 65e
Fortwirken von Vereinbarungen und

Verwaltungsakten; Forderungsübergang
(1) Soweit die zweckentsprechende Ver-

wendung von Leistungen zur Sicherung
des Lebensunterhalts nicht sichergestellt
ist, kann das Arbeitslosengeld II ganz oder
teilweise auf Grund von am 31. Dezember
2004 wirksamen Vereinbarungen oder Ver-
waltungsakten bis 30. Juni 2005 weiterhin
an den Vermieter oder andere Empfangs-
berechtigte gezahlt werden.

(2) Entscheidungen der Agentur für Ar-
beit über den Eintritt einer Sperrzeit oder
einer Säumniszeit beim Arbeitslosengeld
und bei der Arbeitslosenhilfe und Ent-
scheidungen des Trägers der Sozialhilfe
über eine Minderung der Hilfe zum Le-
bensunterhalt wirken bei den Leistungen
zur Sicherung des Lebensunterhalts mit
der Maßgabe fort, dass für die Höhe der
Absenkung § 31 Abs. 1 und 2 entspre-
chend anzuwenden ist.“

31. Folgende Anlage (zu § 46 Abs. 9) wird
angefügt:
„Anlage (zu § 46 Abs. 9)
Überprüfungs- und Anpassungskriterien
Der Anteil des Bundes nach § 46 Abs. 5
entspricht dem Hundertfachen des Quo-
tienten aus dem zusätzlichen Kompensa-
tionsbedarf der Kommunen, der notwen-
dig ist, um eine jährliche Entlastung der
Kommunen um 2,5 Milliarden Euro si-
cherzustellen, einerseits (Zähler) und den
Leistungen der Kommunen für Unterkunft
und Heizung nach § 22 Abs. 1 anderer-
seits (Nenner).
Der zusätzliche Kompensationsbedarf der
Kommunen (Zähler) ergibt sich als Diffe-
renz aus der Summe eines Betrages von
2,5 Milliarden Euro und der Belastungen
der Kommunen durch das Vierte Gesetz
für moderne Dienstleistungen am Arbeits-
markt einerseits und der Summe der sich
aus ihm ergebenden Entlastungen der
Kommunen und der sich aus ihm ergeben-
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den Einsparungen der Länder anderer-
seits.
Bei der Überprüfung des Anteils des Bun-
des sind statistische Daten zu Grunde zu
legen, die sich aus dem laufenden Verwal-
tungsvollzug dieses Gesetzes ergeben. So-
lange und soweit solche Daten nicht ver-
fügbar sind, ist auf andere statistische
Quellen zurückzugreifen. Die Angemes-
senheit der Verwendung dieser anderen
Quellen ist zu überprüfen, sobald Daten
aus dem laufenden Verwaltungsvollzug
vorliegen.
Die Überprüfung zum 1. März 2005 er-
folgt, soweit die oben genannten Daten-
quellen noch nicht verfügbar sind, anhand
der durchschnittlichen Zahl der Bezieher
von Arbeitslosenhilfe im Jahre 2004, der
Einkommens- und Verbrauchstichprobe
nach § 1 Nr. 2 des Gesetzes über die Sta-
tistik der Wirtschaftsrechnungen privater
Haushalte, der Sozialhilfestatistik, der
Wohngeldstatistik und der Statistik nach
§ 8 des Gesetzes über eine bedarfsorien-
tierte Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung des Jahres 2003.
Die Überprüfung erfolgt anhand folgender
Faktoren:
A. Belastungen der Kommunen

1. Leistungen für Unterkunft und Hei-
zung nach § 22 und Leistungen
nach § 23 Abs. 3 dieses Gesetzes.

2. Leistungen nach § 16 Abs. 2 Satz 2
Nr. 1 bis 4 dieses Gesetzes (Einglie-
derungsleistungen), soweit diese in
der Eingliederungsvereinbarung
enthalten sind, nicht auf anderen,
vorrangigen gesetzlichen Regelun-
gen beruhen sowie die im Zu-
sammenhang mit § 17 des Bundes-
sozialhilfegesetzes in der bis zum
31. Dezember 2004 geltenden Fas-
sung erbrachten Leistungen über-
steigen.

3. Aufwendungen für Personal und
Sachmittel zur Durchführung der in
den Nummern 1 und 2 genannten
Leistungen, soweit diese einen Be-
trag von 260 Millionen Euro über-
steigen.

4. Leistungen für Unterkunft und Hei-
zung nach § 29 des Zwölften Bu-
ches, soweit auf diese Leistungen
nach dem Wohngeldgesetz in der
bis zum 31. Dezember 2004 gelten-
den Fassung ein Anspruch bestan-
den hätte.
Als Schätzgröße für diese Aufwen-
dungen ist zu verwenden: das Pro-

dukt aus der Zahl der Bedarfsge-
meinschaften, die Leistungen nach
§ 29 des Zwölften Buches erhalten,
und dem durchschnittlichen pau-
schalierten Wohngeld eines Einper-
sonenhaushalts, das aus der Wohn-
geldstatistik des Jahres 2004
ermittelt und für das jeweilige Jahr
mit dem Verbraucherpreisindex für
Wohnungsmiete, Wasser, Strom,
Gas und andere Brennstoffe des
Statistischen Bundesamtes fortge-
schrieben wird. Die Angemessen-
heit des Bezugs auf einen Einper-
sonenhaushalt ist anhand von
Daten aus dem Verwaltungsvollzug
zu überprüfen.

B. Entlastungen der Kommunen

1. Nettoaufwendungen der Kommu-
nen für erwerbsfähige Hilfebedürf-
tige und die mit diesen in einer
Bedarfsgemeinschaft lebenden Per-
sonen nach dem Bundessozialhilfe-
gesetz in der bis zum 31. Dezember
2004 geltenden Fassung für Hilfe
zum Lebensunterhalt nach Ab-
schnitt 2 (insbesondere laufende
und einmalige Leistungen, Über-
nahme von Kranken- und Pflege-
versicherungsbeiträgen, Kosten der
Alterssicherung, ohne Hilfe zur
Arbeit) und Krankenhilfe nach
Abschnitt 3.

Als Schätzgröße für diese Auf-
wendungen ist zu verwenden: das
Produkt aus der (fiktiven) Zahl der
Bedarfsgemeinschaften, die Leis-
tungen nach dem Bundessozial-
hilfegesetz in der bis zum 31. De-
zember 2004 geltenden Fassung
bezogen hätten, und den durch-
schnittlichen Nettoaufwendungen
je Bedarfsgemeinschaft mit er-
werbsfähigen Sozialhilfeempfän-
gern aus der Sozialhilfestatistik
zum 31. Dezember 2004, fortge-
schrieben mit dem Gesamtindex
der Verbraucherpreise des Statisti-
schen Bundesamtes, wobei berück-
sichtigt wird, in welchem Umfang
die durchschnittlichen Nettoauf-
wendungen je Bedarfsgemeinschaft
mit erwerbsfähigen Sozialhilfe-
empfängern die durchschnittlichen
Nettoaufwendungen je Bedarfs-
gemeinschaft mit nicht erwerbsfä-
higen Sozialhilfeempfängern über-
steigen.

Zur Bestimmung dieser Aufwen-
dungen ist als Schätzgröße für die
(fiktive) Zahl der Bedarfsgemein-
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schaften, die Leistungen nach dem
Bundessozialhilfegesetz in der bis
zum 31. Dezember 2004 geltenden
Fassung bezogen hätten, zu ver-
wenden: die Summe der Zahl der
Bedarfsgemeinschaften, die Leis-
tungen nach diesem Gesetz erhal-
ten und vor dem Bezug dieser Leis-
tungen kein Arbeitslosengeld nach
dem Dritten Buch bezogen haben,
sowie die Summe der Zahl derjeni-
gen Bedarfsgemeinschaften, die
neben Leistungen nach dem Bun-
dessozialhilfegesetz in der bis zum
31. Dezember 2004 geltenden Fas-
sung auch Entgeltersatzleistungen
nach dem Dritten Buch Sozialge-
setzbuch in der bis zum 31. Dezem-
ber 2004 geltenden Fassung erhal-
ten hätten (Doppelbezieher).

Als Schätzgröße für die Zahl der zu
berücksichtigenden Doppelbezie-
her ist zu verwenden: die Zahl der
Doppelbezieher aus der Sozialhil-
festatistik zum 31. Dezember 2004,
fortgeschrieben mit der Entwick-
lung der Zahl der Bedarfsgemein-
schaften, die Arbeitslosenhilfe
nach dem Dritten Buch in der bis
zum 31. Dezember 2004 geltenden
Fassung erhalten hätten.

2. Aufwendungen der Kommunen in
Höhe von 1,15 Milliarden Euro für
Hilfe zur Arbeit für erwerbsfähige
Hilfebedürftige nach Abschnitt 2
Unterabschnitt 2 des Bundessozial-
hilfegesetzes in der bis zum
31. Dezember 2004 geltenden Fas-
sung.

3. Aufwendungen der Kommunen für
Personal und Sachmittel zur Durch-
führung der in den Nummern 1
und 2 genannten Leistungen.

Als Schätzgröße für diese Auf-
wendungen ist zu verwenden: das
Produkt aus der (fiktiven) Zahl
der Bedarfsgemeinschaften (ein-
schließlich Doppelbezieher), die
Leistungen nach dem Bundes-
sozialhilfegesetz in der bis zum
31. Dezember 2004 geltenden Fas-
sung bezogen hätten, und den
jahresdurchschnittlichen Personal-
und Sachmittelaufwendungen je
Bedarfsgemeinschaft für das Jahr
2005 in Höhe von 919 Euro, fort-
geschrieben mit der jahresdurch-
schnittlichen Steigerungsrate der
Personalkosten im öffentlichen
Dienst. Die Höhe der angenomme-

nen jahresdurchschnittlichen Perso-
nal- und Sachmittelaufwendungen
je Bedarfsgemeinschaft ist anhand
von Daten aus dem Verwaltungs-
vollzug zu überprüfen.

C. Entlastung der Länder

1. Entlastungen der Länder durch die
Änderung des Wohngeldgesetzes
im Vierten Gesetz für Moderne
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt.

Als Schätzgröße für die Ermittlung
dieser Entlastung ist zu verwenden:
die Hälfte der Summe aus der
Schätzgröße für die Leistungen für
Unterkunft und Heizung nach § 29
des Zwölften Buches Sozialgesetz-
buch, soweit auf diese Leistungen
nach dem Wohngeldgesetz in der
bis zum 31. Dezember 2004 gelten-
den Fassung ein Anspruch bestan-
den hätte, sowie dem Produkt aus
der Zahl der Bedarfsgemeinschaf-
ten, die Leistungen nach diesem
Gesetz erhalten, und dem durch-
schnittlichen pauschalierten Wohn-
geld, das aus der Wohngeldstatis-
tik des Jahres 2004 ermittelt, mit
dem Faktor 0,67 verringert und für
das jeweilige Jahr mit dem Ver-
braucherpreisindex für Wohnungs-
miete, Wasser, Strom, Gas und an-
dere Brennstoffe des Statistischen
Bundesamtes fortgeschrieben wird.

2. Eingliederungsleistungen an Bezie-
her von Hilfe zum Lebensunterhalt
in Höhe von 200 Millionen Euro.“‘

3. Zu Artikel 3 Nr. 2 (Änderung des Dritten Buches
Sozialgesetzbuch)

Artikel 3 Nr. 2 wird wie folgt gefasst:

‚2. § 22 Abs. 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Leistungen nach den §§ 37, 37c, nach dem
Ersten bis Dritten und Sechsten Abschnitt des Vierten
Kapitels, nach den §§ 97 bis 99, § 100 Nr. 1 bis 3
und 6, § 101 Abs. 1, 2, 4 und 5, §§ 102, 103 Satz 1
Nr. 1 und 3, § 109 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2, § 116 Nr. 3,
§§ 160 bis 162, nach dem Ersten Abschnitt des Fünf-
ten Kapitels, nach dem Ersten, Fünften und Siebten
Abschnitt des Sechsten Kapitels sowie nach den
§§ 417, 421g, 421i, 421k und 421m werden nicht an
erwerbsfähige Hilfebedürftige im Sinne des Zweiten
Buches erbracht. Satz 1 gilt bei der Wahrnehmung
der Aufgaben durch zugelassene kommunale Träger
nach § 6a des Zweiten Buches auch für die Leistun-
gen nach den §§ 35 und 36.“‘

4. Zu Artikel 4 (Änderung des Fünften Buches Sozial-
gesetzbuch)

Artikel 4 wird wie folgt gefasst:
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‚Artikel 4
Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch

Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch – Gesetzliche
Krankenversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom
20. Dezember 1988, BGBl. I S. 2477, 2482), zuletzt
geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 27. De-
zember 2003 (BGBl. I S. 3022), wird wie folgt geän-
dert:
1. Dem § 62 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:

„Bei Versicherten, die Leistungen zur Sicherung
des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch er-
halten, ist abweichend von den Sätzen 1 bis 3 als
Bruttoeinnahmen zum Lebensunterhalt für die ge-
samte Bedarfsgemeinschaft nur die Regelleistung
nach § 20 Abs. 2 des Zweiten Buches maßgeb-
lich.“

2. In § 203a werden nach den Wörtern „Agenturen
für Arbeit“ die Wörter „oder in den Fällen des
§ 6a des Zweiten Buches die zugelassenen kom-
munalen Träger“ eingefügt.

3. § 252 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Abweichend von Satz 1 zahlen die Bundesagen-
tur für Arbeit oder in den Fällen des § 6a des
Zweiten Buches die zugelassenen kommunalen
Träger die Beiträge für die Bezieher von Arbeits-
losengeld II nach dem Zweiten Buch.“‘

5. Zu Artikel 4a – neu – (Änderung des GKV-Modernisie-
rungsgesetzes)

Nach Artikel 4 wird folgender Artikel 4a eingefügt:
‚Artikel 4a

Änderung des GKV-Modernisierungsgesetzes
In Artikel 1 Nr. 36 § 55 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 des

GKV-Modernisierungsgesetzes vom 14. November 2003
(BGBl. I S. 2190), das zuletzt durch … geändert worden
ist, werden die Wörter „Arbeitslosenhilfe nach dem Drit-
ten Buch“ durch die Wörter „Leistungen zur Sicherung
des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch“ ersetzt.‘

6. Zu Artikel 5 (Änderung des Sechsten Buches Sozial-
gesetzbuch)

In Artikel 5 werden nach Nummer 2 folgende Nummern
2a und 2b eingefügt:
‚2a. In § 58 Abs. 4 werden nach den Wörtern „die Bun-

desagentur für Arbeit“ die Wörter „oder in den Fäl-
len des § 6a des Zweiten Buches die zugelassenen
kommunalen Träger“ eingefügt und wird das Wort
„hat“ durch das Wort „haben“ ersetzt.

2b. § 173 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Die Beiträge für die Bezieher von Arbeitslosen-
geld II zahlen die Bundesagentur für Arbeit oder in
den Fällen des § 6a des Zweiten Buches die zuge-
lassenen kommunalen Träger.“‘

7. Zu Artikel 6 (Änderung des Siebten Buches Sozial-
gesetzbuch)

Artikel 6 wird wie folgt geändert:
a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

‚1. In § 2 Abs. 1 Nr. 14 werden nach den Wörtern
„Dienststelle der Bundesagentur für Arbeit“ die
Wörter „, eines nach § 6a des Zweiten Buches
zugelassenen kommunalen Trägers oder des
nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Zweiten Bu-
ches zuständigen Trägers“ eingefügt.‘

b) Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

‚3. § 211 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) Die Wörter „Bundesanstalt für Arbeit“ wer-
den durch die Wörter „Bundesagentur für
Arbeit, den nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des
Zweiten Buches zuständigen Trägern oder
den nach § 6a des Zweiten Buches zugelas-
senen kommunalen Trägern“ ersetzt.

b) In Nummer 3 wird das Wort „Bundesanstalt“
durch das Wort „Bundesagentur“ ersetzt und
werden nach dem Wort „Rentenversiche-
rung“ ein Komma und die Wörter „einem
nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Zweiten
Buches zuständigen Träger oder einem nach
§ 6a des Zweiten Buches zugelassenen kom-
munalen Träger“ eingefügt.‘

8. Zu Artikel 8 (Änderung des Gesetzes über die Fest-
legung eines vorläufigen Wohnortes für
Spätaussiedler)

Artikel 8 wird aufgehoben.

9. Zu Artikel 9 (Änderung des Sozialgerichtsgesetzes)

Artikel 9 wird aufgehoben.

10. Zu Artikel 11 (Änderung des Umsatzsteuergesetzes
1999)

Artikel 11 wird wie folgt gefasst:

‚Artikel 11
Änderung des Umsatzsteuergesetzes 1999

§ 4 Nr. 15 des Umsatzsteuergesetzes 1999 in der
Fassung der Bekanntmachung vom 9. Juni 1999
(BGBl. I S. 1270), das zuletzt durch Artikel … des Ge-
setzes vom … (BGBl. I S. …) geändert worden ist,
wird wie folgt geändert:

1. Nach dem Wort „Sozialversicherung“ werden ein
Komma und die Wörter „der gesetzlichen Träger
der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch sowie der Arbeits-
gemeinschaften nach § 44b Abs. 1 des Zweiten Bu-
ches Sozialgesetzbuch“ eingefügt.

2. In Buchstabe b Satz 1 werden nach dem Wort „Ver-
sicherten“ ein Komma und die Wörter „die Bezie-
her von Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozial-
gesetzbuch“ eingefügt.‘

11. Zu Artikel 14 (Änderung des Vierten Gesetzes
für moderne Dienstleistungen
am Arbeitsmarkt)

Artikel 14 wird wie folgt geändert:

a) Vor Nummer 1 wird folgende Nummer 01 einge-
fügt:
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‚01. In Artikel 2 Nr. 3 wird § 19a Abs. 2 folgender
Satz angefügt:
„In den Fällen des § 6a des Zweiten Buches ist
abweichend von Satz 1 der zugelassene kom-
munale Träger zuständig.“‘

b) Nummer 3 wird wie folgt gefasst:
‚3. Artikel 6 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 2 Buchstabe b § 3 Satz 1 Nr. 3a
werden die Wörter „der Bundesagentur für
Arbeit“ durch die Wörter „den jeweils zu-
ständigen Trägern nach dem Zweiten Buch“
ersetzt.

b) Nummer 10 wird aufgehoben.‘
c) Nach Nummer 3 werden folgende Nummern 3a

bis 3d eingefügt:
‚3a. Artikel 17a Nr. 2 wird wie folgt gefasst:

‚2. § 3a wird wie folgt geändert:
a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 3a
Gewährung von Leistungen

nach dem Sozialgesetzbuch“.
b) In Absatz 1 Satz 2 werden nach dem

Wort „Registrierung“ die Wörter „von
der zuständigen Agentur für Arbeit oder
dem nach § 6a des Zweiten Buches
Sozialgesetzbuch zuständigen zugelas-
senen kommunalen Träger nur die nach
den Umständen unabweisbar gebotenen
Leistungen zur Sicherung des Lebensun-
terhalts nach dem Zweiten Buch Sozial-
gesetzbuch oder“ eingefügt.

c) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) Die Sätze 1 und 2 werden durch fol-

genden Satz ersetzt:
„Spätaussiedler, die abweichend
von
a) der Verteilung gemäß § 8 des

Bundesvertriebenengesetzes in
einem anderen Land oder

b) der Zuweisung auf Grund des
§ 2 oder einer anderen landes-
internen Regelung

an einem anderen Ort ständigen
Aufenthalt nehmen, erhalten in der
Regel für die Dauer von drei Jahren
ab Registrierung in der Erstaufnah-
meeinrichtung des Bundes von der
zuständigen Agentur für Arbeit oder
dem nach § 6a des Zweiten Buches
Sozialgesetzbuch zuständigen zuge-
lassenen kommunalen Träger nur
die nach den Umständen unabweis-
bar gebotenen Leistungen zur Si-
cherung des Lebensunterhalts nach
dem Zweiten Buch Sozialgesetz-
buch oder von dem für den tatsäch-

lichen Aufenthalt zuständigen Trä-
ger der Sozialhilfe nur die nach den
Umständen unabweisbar gebotene
Hilfe nach dem Bundessozialhilfe-
gesetz.“

bb) Im neuen Satz 2 wird Halbsatz 1
wie folgt gefasst:
„Die für den Zuweisungsort jeweils
zuständigen Träger der Leistungen
nach dem Zweiten Buch Sozialge-
setzbuch können für die Dauer eines
Aufenthalts an einem anderen Ort
die Leistungen weitergewähren,
wenn ein erwerbsfähiger Spätaus-
siedler sich dort nach Beendigung
der Sprachförderung zum Zwecke
der Arbeitssuche aufhält, die nach
dem Zweiten Buch Sozialgesetz-
buch zuständigen Träger vor Be-
ginn des Aufenthalts davon in
Kenntnis setzt und dieser Aufent-
halt 30 Tage nicht übersteigt;“.

cc) Folgender Satz wird angefügt:
„Weitere finanzielle Hilfen werden
nicht gewährt.“‘

3b. Artikel 22 wird aufgehoben.
3c. Artikel 33a wird aufgehoben.
3d. In Artikel 34 wird Nummer 1 wie folgt geän-

dert:
a) Buchstabe d Doppelbuchstabe bb wird wie

folgt gefasst:
‚bb) In Absatz 3 Satz 3 werden nach den

Wörtern „Träger der Sozialhilfe“ ein
Komma und die Wörter „der jeweils
nach dem Zweiten Buch Sozialgesetz-
buch zuständige Träger“ eingefügt.‘

b) Buchstabe e wird wie folgt gefasst:
‚e) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden im Satzteil vor der
Nummer 1 nach der Angabe „Hilfe
zum Lebensunterhalt nach Ab-
schnitt 2 des Bundessozialhilfege-
setzes“ ein Komma und die Wörter
„Leistungen zur Sicherung des Le-
bensunterhalts nach dem Zweiten
Abschnitt des Dritten Kapitels des
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch“
und nach den Wörtern „oder einer
gleichartigen Einrichtung gewährt,
kann“ die Wörter „der jeweils nach
dem Zweiten Buch Sozialgesetz-
buch zuständige Träger,“ eingefügt.

bb) In Satz 1 Nr. 1 werden nach den
Wörtern „Hilfe zum Lebensunter-
halt“ ein Komma und die Wörter
„oder die Leistungen zur Sicherung
des Lebensunterhalts“ eingefügt.
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cc) In Satz 2 werden nach den Wörtern
„Träger der Sozialhilfe“ ein
Komma und die Wörter „der jeweils
nach dem Zweiten Buch Sozialge-
setzbuch zuständige Träger“ einge-
fügt.

dd) In Satz 3 werden nach den Wörtern
„Träger der Sozialhilfe“ ein
Komma und die Wörter „dem je-
weils nach dem Zweiten Buch So-
zialgesetzbuch zuständigen Träger“
eingefügt.‘

12. Zu Artikel 15 (Änderung der Beratungshilfe-
vordruckverordnung)

In Artikel 15 § 2 Satz 1 wird vor dem Wort „zuständi-
gen“ das Wort „jeweils“ eingefügt.
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